
1 
 

17.400 s Pa.Iv. WAK-SR. Systemwechsel bei der Wohneigentumsbesteuerung 
 

Vernehmlassungsverfahren zum Vorentwurf 
Fragebogen 
I. Handlungsbedarf 

1. 
 

Sehen Sie gesetzgeberischen Handlungsbedarf für eine Reform der Wohneigen-
tumsbesteuerung? 
Falls ja: Welche Ziele soll die Reform verfolgen? 

 

Antwort 
Grundsätzlich ja, aber unter gewissen Bedingungen (siehe Stellungnahme SP 
Schweiz). Die Reform muss haushaltsneutral sein, darf zu keiner zusätzlichen 
Schlechterstellung der Mieter und Mieterinnen führen, soll keine neuen Steuerop-
timierungsmöglichkeiten schaffen und die wichtigsten Nachteile des gegenwärti-
gen Modells (Rentner- und Verschuldungsproblematik) korrigieren. Der vorge-
schlagene Systemwechsel gemäss WAK-SR erfüllt diese Bedingungen und die 
selbst gesteckten Ziele nicht und wird deshalb von der SP Schweiz abgelehnt. 

II. Selbstbewohntes Wohneigentum am Wohnsitz 

2. Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die Besteuerung des Eigenmietwerts auf dem 
am Wohnsitz selbstbewohnten Wohneigentum aufzuheben? (Art. 21 Abs. 1 Bst. b 
und Abs. 2 E-DBG / Art. 7 Abs. 1 erster Satz E-StHG) 
Wie beurteilen Sie den Vorschlag, für Personen, die nach dem Aufwand besteuert 
werden, den Eigenmietwert beizubehalten? (Art. 14 Abs. 3 Bst. b E-DBG / Art. 6 
Abs. 3 Bst. b StHG) 

 

Antwort 

Zum ersten Teil der Frage, siehe Antwort 1 (grundsätzlich möglich, unter 
gewissen Bedingungen) 

Zum zweiten Teil der Frage: Das ist quasi unvermeidlich. Die SP ist aber gegen 
die Aufwandbesteuerung. 

 

3. Wie beurteilen Sie den Vorschlag, bei der direkten Bundessteuer für am Wohnsitz 
selbstbewohntes Wohneigentum die Abzüge für die Unterhaltskosten, die Kosten 
der Instandstellung von neu erworbenen Liegenschaften, die Versicherungsprä-
mien und die Kosten der Verwaltung durch Dritte aufzuheben? (Art. 32 DBG – 
Streichung der bisherigen Absätze 2 erster Satz und 4) 
Wie beurteilen Sie den Vorschlag, auch die Abzüge für Energiespar- und Umwelt-
schutzinvestitionen, für denkmalpflegerische sowie für Rückbaukosten aufzuhe-
ben? (Art. 32 DBG – Streichung von Abs. 2 zweiter Satz und Abs. 3) 
 

 

Antwort 

Grundsätzlich machen beide Vorschläge bei einem Systemwechsel Sinn. Aber 
wiederum unter dem Vorbehalt, dass die Bedingungen (siehe oben) für einen 
Systemwechsel eingehalten werden. 
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4. Wie beurteilen Sie den Vorschlag, im Steuerharmonisierungsgesetz für am 
Wohnsitz selbstbewohntes Wohneigentum die Abzüge für die Unterhaltskosten, 
die Kosten der Instandstellung von neu erworbenen Liegenschaften, die Versiche-
rungsprämien und die Kosten der Verwaltung durch Dritte aufzuheben? (Art. 9 
StHG – Streichung von Abs. 3 erster Satz) 
Wie beurteilen Sie den Vorschlag, den Kantonen die Möglichkeit zu belassen, die 
Abzüge für Energiespar- und Umweltschutzinvestitionen, für denkmalpflegerische 
Arbeiten sowie für Rückbaukosten im kantonalen Recht nach wie vor zuzulassen? 
(Art. 9 StHG – Streichung von Abs. 3 zweiter Satz Bst. a und b sowie von Abs. 3bis 
/ neu Art. 9b Abs. 5 E-StHG) 

 

Antwort 

Bei der Wahlmöglichkeit in den Kantonen teilen wir die Bedenken und Kritik der 
FDK; es widerspricht dem Verfassungsgrundsatz der Steuerharmonisierung 
zwischen den Kantonen und schafft Steueroptimierungsmöglichkeiten. 

III. Selbstgenutzte Zweitliegenschaften sowie vermietete und verpachtete Liegen-
schaften 

5. Wie beurteilen Sie den Vorschlag, bei Zweitliegenschaften den Eigenmietwert 
weiterhin zu besteuern? (Art. 21 Abs. 1 Bst. b und Abs. 2 E-DBG / Art. 7 Abs. 1 
erster Satz E-StHG) 

 

Antwort 

Auch das schafft eine Ungleichbehandlung, die wir ablehnen (Gründe siehe oben) 

 

 

6. Wie beurteilen Sie den Vorschlag, bei der direkten Bundessteuer für selbstge-
nutzte Zweitliegenschaften sowie vermietete oder verpachtete Liegenschaften die 
Abzüge für die Unterhaltskosten, die Kosten der Instandstellung von neu erwor-
benen Liegenschaften, die Versicherungsprämien und die Kosten der Verwaltung 
durch Dritte nach wie vor zuzulassen? (Art. 32 DBG – Streichung von Abs. 2 ers-
ter Satz und Abs. 4 / neu Art. 32a E-DBG) 
Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die Abzüge für Energiespar- und Umwelt-
schutzinvestitionen, für denkmalpflegerische Arbeiten sowie für Rückbaukosten 
aufzuheben? (Art. 32 DBG – Streichung von Abs. 2 zweiter Satz und Abs. 3)  

 

Antwort 

Auch das ist problematisch und abzulehnen, Argumentation siehe oben 

 

 

7. Wie beurteilen Sie den Vorschlag, für selbstgenutzte Zweitliegenschaften sowie 
vermietete oder verpachtete Liegenschaften im Steuerharmonisierungsgesetz die 
Abzüge für die Unterhaltskosten, die Kosten der Instandstellung von neu erwor-
benen Liegenschaften, die Versicherungsprämien und die Kosten der Verwaltung 
durch Dritte nach wie vor zuzulassen? (Art. 9 StHG  – Streichung von Abs. 3 ers-
ter Satz / neu Art. 9a Abs. 1 E-StHG) 
Wie beurteilen Sie den Vorschlag, den Kantonen die Möglichkeit zu belassen, die 
Abzüge für Energiespar- und Umweltschutzinvestitionen, für denkmalpflegerische 
Arbeiten sowie für Rückbaukosten nach wie vor zuzulassen? (Art. 9 StHG – Strei-
chung von Abs. 3 zweiter Satz Bst. a und b sowie Abs. 3bis / neu Art. 9a Abs. 2–4 
E-StHG) 
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Antwort 

Auch das ist problematisch und abzulehnen, Argumentation siehe oben 

 

 

IV.  Private Schuldzinsen 

8. Welche der fünf in die Vernehmlassung geschickten Abzugsvarianten für private 
Schuldzinsen ziehen Sie vor? 
Variante 1: Abzugsfähigkeit der privaten Schuldzinsen im Umfang der steuerba-
ren Vermögenserträge (Art. 33 Abs. 1 Bst. a erster Satz E-DBG / Art. 9 Abs. 2 
Bst. a. E- StHG) 
Variante 2: Abzugsfähigkeit der privaten Schuldzinsen im Umfang von 80 Prozent 
der steuerbaren Vermögenserträge (Art. 33 Abs. 1 Bst. a erster Satz E-DBG / Art. 
9. Abs. 2 Bst. a E-StHG) 
Variante 3: Abzugsfähigkeit der privaten Schuldzinsen im Umfang der steuerba-
ren Erträge aus unbeweglichem Vermögen und von 50 000 Franken bei Halten 
einer oder mehrerer qualifizierter Beteiligungen (Art. 33 Abs. 1 Bst. a erster Satz 
und abis E-DBG / Art. 9 Abs. 2 Bst. a und abis E-StHG) 
Variante 4: Abzugsfähigkeit der privaten Schuldzinsen im Umfang der steuerba-
ren Erträge aus unbeweglichem Vermögen (Art. 33 Abs. 1 Bst. a erster Satz E-
DBG / Art. 9. Abs. 2 Bst. a E-StHG) 
Variante 5: Genereller Wegfall der Abzugsfähigkeit privater Schuldzinsen (Art. 33 
Abs. 1 Bst. a E-DBG / Art. 9 Abs. 2 Bst. a E-StHG) 

 

Antwort 

Wir lehnen den Systemwechsel ab. Implizit erübrigen sich die Varianten 1-5. 

Grundsätzlich lehnen wir die Varianten 1 bis 4 ab. Allerdings bietet auch Variante 
5 Umgehungsmöglichkeiten. 

 

9. Wie beurteilen Sie den Vorschlag, einen zusätzlichen Schuldzinsenabzug für 
Ersterwerberinnen und Ersterwerber einzuführen? Wie stehen Sie zur vorge-
schlagenen Höhe und Dauer? (Art. 33a E-DBG / Art. 9b E-StHG)  
Wie beurteilen Sie die entsprechende Übergangsbestimmung? (Art. 205g E-
DBG/Art. 78g E-StHG) 

 

Antwort 

Wir lehnen den Vorschlag als zu indifferenziert ab.  

V.  Diverses 

10. Wie beurteilen Sie den Vorschlag, das Gesetz über die Ergänzungsleistungen zur 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG) im Sinne des Vorent-
wurfs anzupassen? 

 

Antwort 

Im Falle eines Systemwechsels wäre dieser Vorschlag konsequent und zu 
befürworten. 
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11. Haben Sie Bemerkungen zur praktischen Umsetzung des Vorentwurfs? 

 

Antwort 

Die Revision würde mit unterschiedlichen Regelungen zwischen Erst- und Zweit-
liegenschaften, zwischen Bund und Kantonen, Ausnahmen für Ersterwerber die 
Komplexität erhöhen, die Transparenz verschlechtern, neue Optimierungsmög-
lichkeiten schaffen und damit die praktische Umsetzung erschweren. 

 

12. Haben Sie sonstige Bemerkungen oder Kommentare? 

 

Antwort 

Aufgrund der dünnen Datenlage (zwei Kantone, Daten von 2010) sind keine 
realistischen Abschätzungen der Auswirkungen eines Systemwechsels möglich.  

 

 
Ort, Datum: Bern, 12. Juli 2019  

Kanton / Organisation usw.: SP Schweiz 

 


